
2.14 Sachsen-Anhalt 

Verfassung des Landes Sachsen-Anhalt 
Vom 16.07.1992 (GVBl. LSA, S. 564), zuletzt geändert durch Gesetz vom 27.01.2005 

(GVBl. LSA, S. 44) 

Präambel 

In freier Selbstbestimmung gibt sich das Volk von Sachsen-Anhalt diese Verfassung. Dies geschieht in 
Achtung der Verantwortung vor Gott und im Bewußtsein der Verantwortung vor den Menschen mit 
dem Willen, die Freiheit und Würde des Menschen zu sichern, die Grundlagen für ein soziales und 
gerechtes Gemeinschaftsleben zu schaffen, die wirtschaftliche Entwicklung zu fördern, die natürlichen 
Lebensgrundlagen zu erhalten und die kulturelle und geschichtliche Tradition in allen Landesteilen zu 
pflegen. Ziel aller staatlichen Tätigkeiten ist es, das Wohl der Menschen zu fördern, dem Frieden zu 
dienen und das Land Sachsen-Anhalt zu einem lebendigen Glied der Bundesrepublik Deutschland und 
der Gemeinschaft aller Völker zu gestalten. 

 

2. Hauptteil   Bürger und Staat 

Erster Abschnitt   Grundrechte 

Artikel 7   Gleichheit vor dem Gesetz 

(...) 

(3) Niemand darf wegen seines Geschlechtes, seiner Abstammung, seiner Rasse, seiner Sprache, sei-
ner Heimat und Herkunft, seines Glaubens, seiner religiösen oder politischen Anschauungen benach-
teiligt oder bevorzugt werden. 

Artikel 9   Glaubens-, Gewissens- und Bekenntnisfreiheit 

(1) Die Freiheit des Glaubens, des Gewissens und die Freiheit des religiösen und weltanschaulichen 
Bekenntnisses sind unverletzlich. 

(2) Die ungestörte Religionsausübung wird gewährleistet. 

(3) Die Erziehungsberechtigten haben das Recht, über die Teilnahme ihrer Kinder am Religionsunter-
richt zu bestimmen. Kein Lehrer darf gegen seinen Willen verpflichtet werden, Religionsunterricht zu 
erteilen. 

Zweiter Abschnitt   Einrichtungsgarantien 

Artikel 24   Schutz von Ehe, Familie und Kindern 

(1) Ehe und Familie stehen unter dem besonderen Schutze der staatlichen Ordnung. 

(...) 

Artikel 26   Schulwesen 

(...) 



(2) An den öffentlichen Schulen werden die Kinder aller religiösen Bekenntnisse und Weltanschauun-
gen in der Regel gemeinsam erzogen (Gemeinschaftsschule). 

(...) 

Artikel 27   Erziehungsziel, Ethik- und Religionsunterricht 

(1) Ziel der staatlichen und der unter staatlicher Aufsicht stehenden Erziehung und Bildung der Jugend 
ist die Entwicklung zur freien Persönlichkeit, die im Geiste der Toleranz bereit ist, Verantwortung für 
die Gemeinschaft mit anderen Menschen und Völkern und gegenüber künftigen Generationen zu tra-
gen. 

(2) Schulen und andere Bildungseinrichtungen haben auf die weltanschaulichen und religiösen Über-
zeugungen ihrer Angehörigen Rücksicht zu nehmen. 

(3) Ethikunterricht und Religionsunterricht sind an den Schulen mit Ausnahme der bekenntnisgebun-
denen und bekenntnisfreien Schulen ordentliche Lehrfächer. Unbeschadet des staatlichen Aufsichts-
rechtes wird der Religionsunterricht in Übereinstimmung mit den Grundsätzen der Religionsgemein-
schaften erteilt. 

Artikel 28   Schulen in freier Trägerschaft 

(1) Das Recht zur Errichtung von Schulen in freier Trägerschaft wird gewährleistet. Schulen in freier 
Trägerschaft als Ersatz für öffentliche Schulen bedürfen der Genehmigung des Landes und unterstehen 
den Gesetzen. Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn die Schulen in freier Trägerschaft in ihren Lehr-
zielen und Einrichtungen sowie in der wissenschaftlichen Ausbildung ihrer Lehrkräfte nicht hinter den 
öffentlichen Schulen zurückstehen und eine Sonderung der Schüler nach den Besitzverhältnissen der 
Eltern nicht gefördert wird. Die Genehmigung ist zu versagen, wenn die wirtschaftliche und rechtliche 
Stellung der Lehrkräfte nicht genügend gesichert ist. 

(2) Soweit diese Schulen Ersatz für öffentliche Schulen sind, haben sie Anspruch auf die zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben erforderlichen öffentlichen Zuschüsse. Das Nähere regelt ein Gesetz. 

Artikel 30   Berufsausbildung, Erwachsenenbildung 

(1) Träger von Einrichtungen der Berufsausbildung und der Erwachsenenbildung sind neben dem 
Land und den Kommunen auch freie Träger. 

(...) 

Artikel 32   Kirchen, Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften 

(1) Kirchen, Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften sind vom Staat getrennt. Das Recht, zu 
öffentlichen Angelegenheiten Stellung zu nehmen, wird gewährleistet. 

(2) Sie ordnen und verwalten ihre Angelegenheiten selbständig innerhalb der Schranken des für alle 
geltenden Gesetzes. 

(3) Die von den Kirchen und Religionsgemeinschaften unterhaltenen sozialen und karitativen Einrich-
tungen werden nach Maßgabe der Gesetze als gemeinnützig anerkannt, geschützt und gefördert. 

(4) Das Land und die Kirchen sowie ihnen gleichgestellte Religions- und Weltanschauungsgemein-
schaften können Fragen von gemeinsamen Belangen durch Vertrag regeln. 



(5) Das Verhältnis des Staates zu den Kirchen, Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften wird 
im übrigen durch die Artikel 136, 137, 138, 139 und 141 der Verfassung des Deutschen Reiches vom 
11. August 1919 geregelt. 

 

 

 

3. Hauptteil   Staatsorganisation 

Zweiter Abschnitt   Landesregierung 

Artikel 66   Amtseid 

(1) Die Mitglieder der Landesregierung leisten vor der Amtsübernahme vor dem Landtag folgenden 
Eid: "Ich schwöre, daß ich meine Kraft dem Wohle des Volkes widmen, Verfassung und Gesetz wah-
ren, meine Pflichten gewissenhaft erfüllen und Gerechtigkeit gegen jedermann üben werde." 

(2) Der Eid kann mit der religiösen Bekräftigung: "So wahr mir Gott helfe" oder ohne sie geleistet 
werden. 
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